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Solidarität und Unterstützung für die afghanischen Familien, besonders für die Kinder und Jugendlichen! 
 
Die Taliban haben im August die Macht in Afghanistan übernommen und bedrohen in eklatanter Weise grundlegende Menschenrechte wie das Recht auf Bildung und gesellschaftliche Teilhabe, besonders für Mädchen und Frauen, das Recht auf freie Meinungsäußerung und Versammlungsfreiheit und das Recht auf Selbstbestimmung und Demokratie.
Viele Menschen, die andere Vorstellungen als die Taliban haben und öffentlich vertreten, werden bedroht, eingeschüchtert und verfolgt.
In Hamburg lebt die größte afghanische Community Europas. Sie – und besonders darin auch die Kinder, die gleichzeitig Schülerinnen und Schüler in Hamburger Schulen sind – sind durch die Ereignisse in und um Afghanistan besonders belastet, z.T. auch traumatisiert. Angst und Unsicherheit beeinträchtigen Leben und Lernen der Kinder und Jugendlichen, auch wenn ein Teil von ihnen hier in Deutschland ein relativ gesichertes Leben haben. Aber viele Familien haben Angehörige in Afghanistan, die in Nachbarländer geflohen sind oder in den Elendslagern an den EU-Außengrenzen festsitzen und  die auf Hilfe aus dem Ausland hoffen.
Auch haben viele Familien keinen gesicherten Aufenthaltsstatus, sondern nur eine Duldung. Sie leben in ständiger Angst vor der Abschiebung,  die angesichts der Taliban-Herrschaft eine noch schrecklichere Bedrohung bedeutet und eine ständige Sorge um die Zukunft. Von den noch knapp 50.000 Asylverfahren  in Deutschland sind besonders viele Afghan*innen betroffen. Teilweise warten die Menschen mehr als ein Jahr auf ihre Anhörung.

Den afghanischen Familien und ihren Kindern gilt daher unsere besondere Solidarität.

Die Delegierten des Gewerkschaftstags fordern den Hamburger Senat auf, sich für folgende Forderungen einzusetzen:
    
1. Für einen sofortigen unbefristeten, formellen und bundesweiten Abschiebestopp nach Afghanistan. Die Innenministerkonferenz muss im Dezember beschließen, dass Abschiebungen nach Afghanistan auch langfristig ausgeschlossen sind.

2. Allen afghanischen Schutzsuchenden muss ein sicherer Aufenthaltsstatus erteilt werden. Es braucht jetzt gerechte Bleibeperspektiven für alle jungen Menschen und behördliche Hürden hierfür müssen abgebaut werden.

3. Eine schnelle und unbürokratische Familienzusammenführung muss ermöglicht werden, sowohl für die unbegleiteten afghanischen jungen Geflüchteten als auch humanitäre Aufnahme von Angehörigen von in Deutschland lebenden afghanischen Familien. 

4. Es muss sichergestellt werden, dass kurzfristig zusätzliche finanzielle und personelle Ressourcen für psychosoziale Betreuung, Beratung und Unterricht  bereit gestellt werden.

5. Hamburg legt ein humanitäres Landesaufnahmeprogramm  auf, das schnell und unbürokratisch afghanische Geflüchtete aus den umliegenden Ländern in Deutschland aufnimmt.


Antragsteller:  LAMBDA (Landesausschuss für Migration, Bleiberecht, Diversität und Antirassismus), vertreten durch Karin Haas und  Angelika Reuter
